
Entscheidungen 

Beschluß des Arbeitsgerichts Heilbronn vom 1.2. 1974 

Arbeitsgericht Heilbronn 
I. Kammer 
In der Beschlußsache 
Beteiligte: 
I. Günter Lukas [ ... ] 

Proz.Bev.: Rechtssekretär Lothar Kindereit [ ... ] 
- Antragsteller-

2. Fa. August Läpple GmbH & Co. [ ... ] 
7100 Heilbronn 

Heilbronn, 1. Februar 1974 

Proz.Bev.: Verband der Baden-Württ. Metallindustrie e. V. [ ... ] 
- Antragsgegnerin-

3. Betriebsrat der Fa. Läpple GmbH & Co. [ ... ] 
4. Jugendvertretung der Fa. Läpple GmbH & Co. [ ... ] 
5. Industriegewerkschaft Metall 

7 1 °7 Neckarsulm [ ... ] 
hat das Arbeitsgericht Heilbronn 
durch den Richter am Arb. Ger. Basedau - Vorsitzender­
und die ehrenamtlichen Richter Welk und Pflugfelder 
auf den mündlichen Anhörungstermin vom 1. 2. 1974 folgenden 

BESCHLUSS 

erlassen: 
1. Es ergeht folgende einstweilige Anordnung 
a) Der Antragsgenerin wird aufgegeben, dem Antragsteller Günter Lukas den 

Zugang zu ihrem Werk in Heilbronn, Austraße 88, zu den jeweils üblichen 
Arbeitszeiten zu gewähren und ihm den Aufenthalt darin zu gestatten, soweit 
dies für die Wahrnehmung seiner Aufgaben als Jugendvertreter erforderlich 
ist. 
b) Für jeden Fall der Zuwiderhandlung kann eine Geldstrafe unbegrenzter 
Höhe festgesetzt werden. 
2. Im übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 
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3 10 Gründe 

1. 

Der Antragsteller befand sich seit dem I. 9. 197 I bei der Antragsgegnerin in 
einem Berufsausbildungsverhältnis. Er wurde im Mai 1972 in die Jugendvertre­
tung gewählt und ist seit dem April 1973 deren Vorsitzender. Die Antragsgeg­
nerin teilte ihm mit Schreiben vom 12.10.1973 mit, daß sie ihn nach Beendi­
gung seiner Ausbildung nicht in ein Arbeitsverhältnis übernehmen wolle. Der 
Antragsteller erhob hierauf Klage zum erkennenden Gericht (3 Ca 958/73), mit 
welcher er die Feststellung begehrte, daß die Antragsgegnerin (dortige 
Beklagte) verpflichtet sei, ihn nach Abschluß seines Ausbildungsverhältnisses in 
ein Arbeitsverhältnis zu übernehmen. über die Klage war am 18. I. 1974 bei 
Verkündung des Gesetzes zum Schutze in Ausbildung befindlicher Mitglieder 
von Betriebsverfassungsorganen noch nicht entschieden. Inzwischen haben die 
Parteien jenes Rechtsstreits die Hauptsache für erledigt erklärt. Mit Schreiben 
vom 23. I. 1974 begehrte der Antragsteller seine Weiterbeschäftigung gern. 
§ 78a BVG. Auf das Schreiben wird Bezug genommen (Fotokopie BI. 7 d. A.). 
Es wurde der Antragsgegnerin am 24. I. 1974 ausgehändigt. Mit einem bei 
Gericht am 25. I. 1974 vormittags 10.37 Uhr eingegangenen Antrag (I BV 
1/74) begehrte darauf die Antragsgegnerin (dortige Antragstellerin) die Fest­
stellung, daß zwischen ihr und dem Antragsteller (dortigem Antragsgegner) ein 
Arbeitsverhältnis nicht begründet werde. Am 25. I. 1974 nachmittags bestand 
der Antragsteller seine Abschlußprüfung. Am Montag, 28. I. 1974, wurde er, als 
er die Arbeit aufnehmen wollte, nicht in den Betrieb der Antragsgegnerin 
hineingelassen. Ihm wurde mitgeteilt, es bestehe kein Arbeitsverhältnis, er 
dürfe den Betrieb nicht betreten. 
Mit dem vorliegenden Antrag begehrt der Antragsteller im Wege der einstwei­
ligen Verfügung, daß der Antragsgegnerin aufgegeben werde, ihn in den 
Betrieb hineinzulassen und sich im Betriebsgelände während der üblichen 
Arbeitszeiten aufzuhalten. Er begründet dies in erster Linie damit, daß ein 
Arbeitsverhältnis zustande gekommen sei und er als Arbeitnehmer Anspruch 
darauf habe, sich im Betrieb aufzuhalten. Ergänzend weist er darauf hin, daß 
er sich auch zur Wahrnehmung seiner Jugendvertretertätigkeit im Betrieb 
aufhalten können müsse. Zur Dringlichkeit verweise er insoweit darauf, daß die 
Jugendvertretung statt aus, wie im Gesetz vorgesehen, fünf Mitgliedern derzeit 
wegen Einberufung zur Bundeswehr nur noch aus drei Mitgliedern bestehe. Im 
einzelnen wird auf die Antragsschrift Bezug genommen (BI. I H. d. A.). 
Dementsprechend hat der Antragsteller beantragt: 
Der Antragsgegnerin wird bei Meidung einer Geldstrafe in unbegrenzter Höhe 
für jeden Fall der Zwiderhandlung aufgegeben, dem Antragsteller Günter 
Luhs den Zugang zu ihrem Werk in Heilbronn, Austr. 88, zu den jeweils übli­
chen Arbeitszeiten zu gewähren und ihm den Aufenthalt in den Betriebsräumen 
zu gestatten. 
Die Antragsgegnerin wurde gehört. Sie ist der Auffassung, daß für eine vorläu­
fige Regelung kein Anlaß bestehe, weil die Dringlichkeit nicht dargetan sei. Die 
Aufgaben der Jugendvertretung seien quantitativ so gering, daß sie auch mit 
zwei Mitgliedern ordnungsgemäß ausgeführt werden könnten. Im übrigen sei 
der Antrag rechtlich unbegründet, weil ein Arbeitsvertrag nicht zustande 
gekommen sei, da sie einen entsprechenden Antrag an das Arbeitsgericht 
gerichtet habe, bevor der Antragsteller seine Prüfung bestanden habe. 
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Dementsprechend hat die Antragsgegnerin beantragt, 311 

den Antrag zurückzuweisen. 
Als weitere Beteiligte wurden der Betriebsrat und die Jugendvertretung der 
Antragsgegnerin sowie die IG Metall gehört. 
Jugendvertretung und IG Metall haben sich dem Antragsteller angeschlossen, 
der Betriebsrat hat keinen Antrag gestellt. 

II. 

1. Der Antrag war nach der Auffassung der Kammer im Beschlußverfahren zu 
entscheiden. [ ... J 
2. Der Antrag ist begründet, soweit es sich um den Zutritt zur Ausübung der 
Jugendvertretertätigkeit handelt, er ist nicht begründet, soweit der Antragstel­
ler allgemein Zugang zum Betrieb verlangt. 
a) Für den vorläufigen allgemeinen Zugang zum Betrieb hat der Antragsteller 
keinerlei Umstände dargetan, aus welchen sich ergeben könnte, daß es für ihn 
dringlich wäre, schon vor der Entscheidung in der Hauptsache den Betrieb zur 
Ausübung seiner Tätigkeit wieder betreten zu können. Etwaige Lohnansprüche 
sind, worauf er selber hingewiesen hat, noch nicht fällig und können im übrigen 
nicht nur auf Arbeitsleistung, sondern auch auf Annahmeverzug gestützt 
werden. 
b) Hingegen war eine vorläufige Regelung erforderlich, um dem Antragsteller 
seine Tätigkeit als Jugendvertreter zu ermöglichen. 
Das Amt des Antragstellers als Jugendvertreter besteht trotz Beendigung des 
Ausbildungsyerhältnisses, denn nach § 78a BVG in der Fassung des Gesetzes 
vom 18. 1. 1974 wird durch die Erklärung des Auszubildenden, er wolle nach 
Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses weiterbeschäftigt werden, ein 
Arbeitsverhältnis bereits begründet. Dies ergibt sich aus Abs. 2 dieser Bestim­
mung, denn dort hej{~t es, daß bei einem entsprechenden Verlangen des Arbeit­
nehmers ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit im Anschluß an das Berufs­
ausbildungsverhältnis als begründet gilt. Es kommt also insoweit nur darauf an, 
daß der Auszubildende, bevor er seine Prüfung bestanden hat oder das Ausbil­
dungsyerhältnis durch Zeitablauf geendet hat, seine Weiterbeschäftigung yer­
langt. Das ist hier der Fall. Denn der Antragsteller hat das entsprechende 
Schreiben der Antragsgegnerin am 24. 1. 1974 zugeleitet und erst danach, 
nämlich am 25. 1., seine Prüfullg bestanden. 
Es kommt hingegen in dem zeitlichen Ablauf nicht darauf an, ob der Arbeit­
geber seinerseits vor der Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses einen 
Feststellungs- oder Auflösungsantrag nach § 78a Abs. 4 an das Arbeitsgericht 
richtet. Der Feststellungsantrag, daß das Arbeitsverhältnis nicht begründet wer­
de, kann überhaupt nur in Betracht kommen, wenn er bei Gericht vor der 
Erklärung des Auszubildenden eingeht, er verlange seine Weiterbeschäftigung. 
Nach dieser Erklärung kann der Arbeitgeber nur noch Auflösung des durch 
diese Erklärung begründeten Arbeitsverhältnisses verlangen. Maßgebend ist 
also, was die zeitliche Abfolge angeht, allein die Frage, ob die Erklärung des 
Auszubildenden beim Arbeitgeber eingeht, bevor dessen Antrag bei Gericht 
eingeht. Eine andere Interpretation läßt der Wortlaut und Sinn des Gesetzes 
nicht zu. Abs. 2 des § 78a BVG regelt, daß durch die Erklärung des Auszubil­
denden das Arbeitsverhältnis »begründet« werde. Abs. 4 spricht davon, daß das 
nach Abs. 2 »begründete Arbeitsverhältnis« wieder aufgelöst werden könne. 
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3 [ 2 Für die Auffassung der Antragsgegnerin hingegen, daß es darauf ankomme, ob 
der Antrag bei Gericht eingehe, bevor das Ausbildungsverhältnis beendet sei, 
findet sich im Gesetzeswortlaut kein Anhaltspunkt. 
Demnach ist der Antragsteller befugt, seine Tätigkeit als Jugendvertreter 
weiterhin auszuüben. Insoweit ist eine vorläufige Regelung auch dringlich. Es 
kommt nicht darauf an, wie die Antragsgegnerin meint, daß auch zwei Jugend­
vertreter quantitativ genügen würden. Das Gegenteil ist der Fall. Das Betriebs­
verfassungsgesetz hält in § 62 bei 5 I bis 200 jugendlichen Arbeitnehmern fünf 
Jugendvertrclcr tLir erforderlich. Deswegen können im Einzelfall Erörterungen 
darüber, ob clLlch / wei genügen würden, nicht mehr angestellt werden, weil die 
Frage der not\\Llldigen Anzahl bereits durch das Gesetz entschieden worden ist. 
Aus diesem Grunde ist, wenn nur noch insgesamt drei Jugendvertreter 
vorhanden sind, sogar es besonders dringlich, daß alle drei ihre Funktionen 
wahrnehmen können. 
Einzelregelungen darüber, wie lange der Antragsteller sich täglich im Unter­
nehmen der Antragsgegnerin zur Ausübung seiner Jugendvertretertätigkeit 
aufhalten darf, konnten nicht getroffen werden, weil die Beteiligten insoweit 
näheres nicht vorgetragen haben. Dies wird ggf. ergänzenden Anordnungen 
vorbehalten bleiben müssen. Die Kammer ist jedoch der Auffassung, daß etwa 
folgende Regelung in Betracht gezogen w(Tdcn könnte: 
Teilnahme an Betriebsratssitzungen, 

an Jugend vertrete rsi tzungen, 
an Betriebs- und Jugendversammlungen, 
an den bisher üblichen Sprechstunden (zweimal 1f2 Stunde pro 
Woche) 
und darüber hinaus täglich etwa eine Stunde. 

Allerdings muß zur Vermeidung von Mißverständnissen hervorgehoben wer­
den, daß diese Bemerkungen keine einstweilige Regelungen darstellen, sondern 
nur allgemeine Vorstellungen des Gerichts, die sich bei detaillierterer Sachprü­
fung sowohl in die eine wie auch in die andere Richtung verlagern können. 
3· [ ... ] 
(Az.: I BV 2/74) gez. Basedau 

» Kündigungsschu tz« für Jugendvertreter 

1. 

Der vorstehend abgedruckte Beschluß des Arbei tsgerichts Heilbronn ist - soweit 
ersichtlich - die erste Entscheidung zu § 78 a Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), 
einer Vorschrift, die durch das am 23. I. 1974 in Kraft getretene »Gesetz zum 
Schutze in Ausbildung befindlicher Mitglieder von Betriebsverfassungsorganen« 
vom I 8. I. 19741 in das BetrVG eingefügt wurde. Die dem Beschluß zugrunde lie­
gende Auseinandersetzung zwischen dem Jugendvertreter Günter Lukas und der 
Heilbronner Firma Läpple ist von exemplarischer Bedeutung für eine Vielzahl 
ähnlicher Fälle, die eine breite Protestbewegung hervorriefen, ohne welche die 
Ergänzung des BetrVG kaum zustande gekommen wäre. Die knappe Darstel-

1 BGBI. I, S. 85. 
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lung des Sachverhalts in den Entscheidungsgründen läßt die politische Brisanz 3 I3 

des Falles, der in Heilbronn und Umgebung großes Aufsehen erregte und auch 
von Presse, Rundfunk und Fernsehen breit behandelt wurde, nur erahnen. 
Nach dem zwischen den Parteien abgeschlossenen »Berufsausbildungsvertrag« 
mußte die Firma, wenn sie nach Beendigung der Berufsausbildung ein Arbeits­
verhältnis mit dem Jugendlichen nicht eingehen wollte, ihm dies spätestens drei 
Monate vor dem voraussichtlichen vertraglichen Ende der Ausbildungszeit 
schriftlich mitteilen. Ein derartiges Schreiben erhielt Lukas zwei Tage vor 
Ablauf der Frist. Da eine gesetzliche Verpflichtung der Ausbildungsbetriebe, 
auslaufende Ausbildungs- in Arbeitsverhältnisse umzuwandeln, nicht besteht, 
hätte Lukas ohne zwischenzeitliches Inkrafttreten des § 78a2 sofort nach 
der Abschlußprüfung bei der Firma Läpple ausscheiden müssen. 3 Jugend­
vertreter haben zwar den gleichen besonderen Kündigungsschutz wie Be­
triebsratsmitglieder (§ I 0 3, § 15 Kündigungsschutzgesetz). Aber nach § 14 
Berufsbildungsgesetz endet das Ausbildungsverhältnis mit Ablauf der Aus­
bildungszeit bzw. mit dem Bestehen der Abschlußprüfung. Daher hatte es 
vor Inkrafttreten des § 78a »der Arbeitgeber in der Hand, den Jugend­
vertreter aus seiner betriebsverfassungsrechtlichen Funktion zu entfernen, 
indem er ihn nach Beendigung der Ausbildungszeit nicht in ein Arbeitsver­
hältnis übernahm«4. Die Kündigungsschutzvorschriften greifen in diesem Fall 
nicht ein. Auch § 78, wonach Jugendvertreter nicht in ihrer beruflichen 
Entwicklung benachteiligt werden dürfen, schützte nur »sehr unvollkommen. 
Der Arbeitgeber konnte nämlich nach Beendigung der Ausbildung zunächst 
ohne Angabe von Gründen die übernahme in ein Arbeitsverhältnis ablehnen. 
Der Jugendvertreter war damit erst einmal aus dem Betrieb entfernt und 
gezwungen, nunmehr im Wege der Klage seine Weiterbeschäftigung durchzu­
setzen und dabei den schwierigen Nachweis zu führen, daß er >nur< wegen 
seiner betriebsverfassungsrechtlichen Funktion nicht übernommen worden 
ist. «5 
Das durch diese Rechtslage begünstigte Vorgehen der Firma Läpple, die den 
Vorsitzenden der Jugendvertretung Günter Lukas als einzigen von 36 Lehrlin­
gen, die mit ihm ihre Ausbildung beendeten, nicht in ein Arbeitsverhältnis über­
nehmen wollte, provozierte massive Proteste der Gewerkschaften: »Der Lukas 
ist nur deshalb entlassen worden, weil er ein engagierter Jugendvertreter war. 
Unsere Organisation steht deswegen voll und ganz hinter ihm.«6 Was den 
Schutz der Jugendvertreter betreffe, enthalte das BetrVG eine »Lücke«, die die 
Unternehmer »bundesweit ausnützen«; das Gesetz müsse umgehend novelliert 
werden. 7 Wie nicht anders zu erwarten, leugnete die Firma jeden Zusammen­
hang zwischen der Quasi-Entlassung und der Jugendvertretertätigkeit des 
Betroffenen. Ausschlaggebend sei auch nicht seine Qualifikation gewesen, son­
dern »nur sein Verhalten als Auszubildender«; er habe »keine Bereitschaft zur 
Leistung gezeigt«.8 In merkwürdigem Kontrast hierzu steht die Tatsache, daß 
sein letztes Zeugnis einen Notendurchschnitt von I,4 aufwies und ihm ein 

2 §§ ohne nähere BezeIchnung smd solche des BetrVG. 
J Uber die zunächst erhobene, auf unzuläSSlge Benachteiligung und» Verstoß gegen GleJchbehand­

lungsgrundsätze« gestützte Feststellungsklage [vgl. Heilbronner Stlmme (HSt.), v. 5. I I. 19731 
wäre bIS dahm allenfalls 10 I. Instanz entschIeden worden. 

4 R. Schwedes, Verbesserter Schu tz der Jugendvertreter, 10: BundesarbeItsblatt, N r. 1/ I 974, S. 9 H. 
(9)· 

5 Schwedes, a. a. 0., S. 9 f. 
6 K. ZWIckel, Erster Bevollmächtlgter der IG Metall, lt. HSt. v. 5. 11. '973. 
7 A. Utz, Gewerkschaftssekretär, ZIt. ebd. 
B HSt. v. '4. 12. '973. 
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3 14 halbes Jahr der normalen Ausbildungszeit wegen seiner »hervorragenden Lei­
stungen im Betrieb und guten bis sehr guten Leistungen in der Schule« erlassen 
wurde.9 Der Firma Läpple war wohl bewußt, auf wie wackligen Beinen ihre 
Version des Falles stand. Um eine skeptische Offentlichkeit trotzdem auf ihre 
Seite zu ziehen, griff sie daher zu einem spektakulären Mittel: Im Dezember 
1973 verkündete die Geschäftsleitung, das Unternehmen werde seine Lehr­
lingsausbildung einstellen und bereits I974 keine neuen Auszubildenden mehr 
aufnehmen; Grund dafür seien nicht nur die hohen Ausbildungskosten, sondern 
auch der Unmut über die in den letzten Wochen von Jugendvertretern des 
Unternehmens und von Außenstehenden gegen die Firma eingeleiteten Aktio­
nen: »Wir wollen uns nicht länger durch den Dreck ziehen lassen.« 10 Die Heil­
bronner CDU beeilte sich, Verständnis für die Haltung der Firma zu bekunden 
und sie zur überprüfung ihres Entschlusses aufzufordern. Es gelte, nicht durch 
vorschnelle Aktionen »den Spielraum jener verschwindenden Minderheit, die 
unser Ordnungssystem ruinieren« wolle, zu erweitern. l1 Auch die Industrie­
und Handelskammer Heilbronn bedauerte den Beschluß der Firma und unter­
strich die vorbildliche Qualität der bei ihr betriebenen Ausbildung. 12 Die IG 
Metall erklärte, die Firma habe das sclbstbewußte Auftreten der Jugendver­
treter dazu benutzt, eine seit Jahren beabsichtigte Schließung der Ausbil­
dungsabteilung zu begründen; der Fall zeige, wie notwendig es sei, die einsei­
tige Verfügungsgewalt der Unternehmer und ihrer Kammern über die Berufs­
ausbildung zu beseitigen. 13 

Die Zuspitzung des Konflikts blieb nicht ohne Auswirkungen auf den» Betriebs­
frieden« in der Firma Läpple. Bei einer Zusammenkunft der Auszubildenden 
am 23. Ir. I973, die in Abwesenheit der Jugendvertreter stattfand, forderten 
etwa 40 bis 50 der 120 Auszubildenden in einer Unterschriftensammlung die 
Absetzung der Jugendvertreter. Bei einer späteren Versammlung sprachen 66 
von 88 Auszubildenden den Jugendvertretern ihr Vertrauen aus. Die IG Metall 
warf der Geschäftsleitung vor, die erste Versammlung entweder organisiert oder 
sie zumindest geduldet zu haben, und forderte die Firma im Klagewege dazu 
auf, es zu »unterlassen, das Ansehen der Jugendvertreter gegenüber den Auszu­
bildenden im Betrieb zu mindern«; der Firma sollte ferner untersagt werden, 
Zusammenkünfte der Auszubildenden zu organisieren und die Teilnahme der 
Jugendvertreter zu verhindern.14 Gegen die Haltung der IG Metall im Konflikt 
um den Jugendvertreter Lukas wandten sich in einem »Protest-Schreiben« 27 
Meister der Firma Läpple. Es gehe »einzig und allein um Machtansprüche. 
Sollte sich das Engagement der IG Metall im Fall Lukas nicht versachlichen, so 
sehen sich die Unterzeichneten gezwungen, ihren Austritt aus der IG Metall zu 
erklären.« lS 

H. 

Der Verlauf des Konflikts um den Jugendvertreter Günter Lukas16 ist typisch 
für eine ganze Reihe ähnlicher Fälle. Nach Schätzungen des DGB wurden 

9 HSt. v. 5. 11. '973. Die J\bschlllßprüfllng bestand eflmJanuar '974 Imt ell1em Kutendurchschnrtt 
von 1,5 und eIner »ßclobullg", vg!. !-ISt. v. }o. }. '974. 

10 HSt. V. 22.12. '973' 
11 HSt. v. 28. 12. '973' 
12 !-ISt. V. 9. !. '974; Rhem-Keckar-Zcltullg (RNZ), v. 9·1. '974· 
13 !-ISt. v. 25. !. '974' 
14 HSt. v. 17. 1. '974; RNZv. 16.!. '974. 
15 !-ISt. v. 9. 2. '974. 
16 Zur weIteren EntwIcklung nach Erlaß des o. abgedr. Beschlusses s. u. 
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zwischen Januar 1972 und Juli 1973 ca, 600 Jugendvertreter und junge Betriebs- 315 
ratsmitglieder nach Beendigung ihrer Ausbildung nicht in ein Arbeitsyerhältnis 
übernommen17 Häufig waren auch junge Vertrauensleute sowie Mitglieder von 

Kreis- und Ort;,jugendausschüssen des DGB und einzelner Gewerkschaften 
betroffen. »Die Unternehmer«, so heißt es in einer Stellungnahme des DGB-
Hessen vom 2.4. 1973, "nutzen eine im Betriebsverfassungsgesetz vorhandene 
Lücke aus, um unbequeme Arbeitnehmer loszuwerden. Darüber hinaus versu-
chen sie durch das Androhen einer Nichtübernahme in ein ordentliches Arbeits­
verhältnis, gewerkschaftlich aktive Jugendliche in den Betrieben zu disziplinie-
ren.« »Gewerkschaftlich aktive Lehrlinge und Jugendvertreter werden ständig 
in den Betrieben genau beobachtet. Veränderte Maßstäbe werden an ihre 
Leistungen in der Ausbildung gesetzt. Fehler, die jedem unterlaufen können, 

werden aufgebauscht. Eltern von aktinn Lehrlingen bekommen blaue Briefe 
und werden zu Gesprächen eingeladen oder gebeten, die Tochter oder den Sohn 
von seiner gewerkschaftlichen Arbeit abzuhalten, sonst sei ungewiß, ob eine 
übernahme in ein ordentliches Arbeitsverhältnis erfolgen könne. Es mangelt 
auch nicht an Versuchen, Jugendvertreter und Betriebsräte gegeneinander aus­
zuspielen.« 18 Nach Presseberichten soll Ende Januar 1973 auf einer 
Tagung der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberverbände deren Vorsit-
zender Otto A. Friedrich die Unternehmer zur Aktion gegen jugendliche 
Gewerkschafter aufgerufen haben: »Weil sie uns sonst morgen als Vertrauens-
leute und Betriebsräte gegenüberstehen. Wir brauchen aber Ruhe 1m 
Betrieb.« 19 

In vielen der bekanntgewordenen Fälle kam es zu ähnlich spektakulären 
Auseinandersetzungen wie in Heilbronn um den Jugendvertreter Günter 
Lukas. 20 Stets leugneten die Unternehmer jeden Zusammenhang zwischen der 
Quasi-Entlassung und der Tätigkeit als Jugendvertreter oder Betriebsrat bzw. 
dem gewerkschaftlichen Engagement der Betroffenen. Da die gemaßregelten 
Jugendlichen meist überdurchschnittliche Prüfungsnoten erreicht hatten, konn­
ten sich die Unternehmer nur schwer auf mangelhafte Leistungen berufen. 
Soweit sie sich überhaupt - oft erst aufgrund von Protestaktionen - zur Angabe 
von Gründen herbeiließen, machten sie häufig »betriebliche Gründe« geltend21 

oder warfen den Jugendlichen »renitentes Benehmen« vor22 . Auch die Frank­
furter Firma VDO Tachometer Werke (Eigentümerin ist die bekannte Dressur­

reiterin Liselott Linsenhoff), die im April 1973 der Vorsitzenden der Betriebsju­
gendvertretung, Bianca Pilder mitteilte, sie werde sie nach Abschluß der 
Prüfung nicht in ein Arbeitsverhältnis übernehmen, behauptete, das habe mit 
deren Engagement als Jugendvertreterin nichts zu tun. Vielmehr - so die Firma 
laut Tatbestand des Urteils des Arbeitsgerichts Frankfurt a. M. vom 

13.9. 1973 23 - seien die Stellungnahmen und Außerungen der Betroffenen 

17 Vgl. solidarität (hrsg, vom DGB), Nr. 10/1 1,1973. 

I" D. Hooge (LandesJugendsekretär des DGB-Hessen), Ein Jahr novelliertes ßetnebsverfassungsge­
setz - eIII Jubiläum aus der Sicht der Jugendvertreter, rn: solidantät, Nr. 3/ I 973, S. 4 L (5). 

19 Vgl. konkret, Nr. 27/1973, S. 17. Vgl. dazu auch D. Hooge, Referat auf emer Kundgebung der 
Frankfurter Gewel'kschaftsJugend am 30. 6. 1973, vv. Ms. 

20 Benchte Zu ernzeInen Fällen finden Sich u. a, 111: solidantät, NI. 8/9, 1973, S. 6 f.; solidantät, Nr. 
10/1 1,1973, S. 8 L; ran, Nr. 12/1973, S. 14; konkret, Nr. 27/1973, S, 16 ff.; Stern, Nr. 321r973, 
S. 92 ff; express, Nr. 81r973, S. 8; Welt der Arbeit, Nr. 12 Ir 973, S. 4; Gewerkschaftsspiegel, Nr. 
18/1973, S, 19 ff.; Stern, Nr. 47/ I 973, S. 252 ff.; Jungsozialisten (Wunstorf/Hannover), Jum/Juli 
1973, S. 16 f. 

21 Vgl. Z. B. Stuttgarter Zeitung (StZ), v. 15.6.1973. 
22 Vgl. Z. B. GewerkschaftsspIegel, Nr. 18/1973, S. 19 ff.; Frankfurter Rundschau (FR), v. 

22. 10. 1973, 
23 Az.: 5 Ca 187/73' 
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J I6 ausschlaggebend gewesen. Bianca Pilder hatte nämlich vor dem Werks tor, 
mitgehört von einem leitenden Angestellten der Firma, gegenüber einigen 
Kollegen Presseberichte zitiert und gesagt: »Ich verstehe nicht, warum die 
Pferde der Linsenhoff eine Klimaanlage haben und die Arbeiter in der Ziffer­
blattdruckerei keine.«24 über die Tätigkeit der Jugendvertretung unter dem 
Vorsitz der Bianca Pilder, die übrigens wegen guter Leistungen ihre Lehre ein 
Jahr früher als vorgesehen beendete, heißt es in einem Bericht des " Stern« : 
"Die Geschäftsleitung wurde dutzendweise mit Forderungen bombardiert: vom 
Ausbildungsplan oder Einsicht in die Beurteilungsbögen bis hin zur Abschaf­
fung der Botendienste für Lehrlinge. «25 
Von 189 dem DGB bis zum 10.7.1973 namentlich bekannten Fällen war bei 
162 Jugendvertretern und jugendlichen Betriebsratsmitgliedern die Nichtwei­
terbeschäftigung bis zu diesem Zeitpunkt bereits endgültig wirksam gewor­
den. 26 Nur selten gelang es Betriebsrat und Gewerkschaften, die Weiterbe­
schäftigung von jugendlichen Interessenvertretern durchzusetzen, denen schon 
vom Unternehmer mitgeteilt worden war, sie würden nicht in ein Arbeitsver­
hältnis übernommen. 27 Es kam auch zu einigen Verfahren vor den Arbeitsge­
richten, in denen die gemaßregelten Jugendlichen mit Hilfe der Gewerk­
schaften ihre Weiterbeschäftigung nach dem Ende der Ausbildung durchsetzen 
wollten. Zwei erstinstanzliche Urteile bejahten - bereits vor Inkrafttreten des 
§ 78a - einen Anspruch auf Weiterbeschäftigung. 28 Nach einem Pressebericht29 

hätte auch die 3. Kammer des Arbeitsgerichts Heilbronn auf die zunächst von 
Günter Lukas erhobene Feststellungsklage unabhängig von § 78a eine Ver­
pflichtung der Firma bejaht, den Jugendvertreter nach dem Ende der Ausbil­
dung in ein Arbeitsverhältnis zu übernehmen. Die Firma könne Lukas letztlich 
nur Zuspätkommen »um Minuten und Bruchteile von Minuten« vorwerfen; sie 
habe versäumt, darzutun, daß sich Lukas praktisch als einziger so verhalten 
habe. Ein vor dem Arbeitsgericht Gießen von einem Jugendvertreter der Wetz-

24 Zit. In Stern Nr. 47/1973, S. 252. Zu diesem fall, der bundesweites Aufsehen erregte, vgl. weiter 
solidantät, Nr. !Oll 1,1973, S. 8 f.; ran, Nr. 1211973, S. 14. 

25 Stern, Nr. 47/1973, S. 253. 
26 Vgl. solidantät, Nr. !OIII, 1973. 
27 Vgl. Wetzlarer Neue Zeitung, v. 6. 7. 1973; Jungsozialisten (WunstorfiHannover), Juni/Juli 1973, 

S. 16 f. 
2A Das ArbG Berlin (Urteil v. 2.7. 1973), Betnebs-Berater, Nr. 1/1974, S. 39 f. stützte den Anspruch 

auf den »Schutzgedanken § 78«. In der 2. Instanz hat das LAG Berlin (Az. 4 Sa 63/73) die Klage 
abgeWiesen; RevisIOn ISt emgelegt. - Das ArbG Frankfurt a. M. leItete 10 semem Urteil v. 
13· 9· 1973 (Az.: 5 Ca 187/73) im o. erwähnten Fall der Jugendvertretenn B. Pilder einen WClter­
beschäftigungsanspruch aus der sog. Weltcrarbensklausel Im Ausbildungsvertrag her. Die 
aufgrund dieser Klausel eingetretene Bindung habe nur durch Umstände gelöst werden können, die 
eInen Grund zur fnstlosen Kündigung darstellten. Das sei hier mcht der Fall, denn die »Klägenn 
darf für ihr Verhalten das Grundrecht der MeInungsfreiheit aus Art. 5 Abs. I GG In Anspruch 
nehmen. [ ... J Es Ist das gute Recht eInes Arbeitnehmers - Insbesondere eines Mitgliedes der 
Jugendvertretung - betnebliche Mißstände aufzugreifen und durch Bildersprache besonders 
verständlich zu machen.« Das Urteil, gegen das Berufung eIngelegt Ist, erbrachte der Klägenn nur 
emen LeIstungsanspruch "aus dem GeSIchtspunkt des Schuldncrverzuges« auf '540,43 DM für die 
übergangszeIt vom Ende der Ausbildung blS zum ArbeitsbeglOn. Denn nach ihrer Abschlußprü­
fung Im Jum glOg Sie zum 15.8. 1973 em Arbeltsverhältms bel der Frankfurter Fa. Hartmann & 
Braun elO, das diese bereits SIeben Tage später ohne Angabe von Gründen kündigte. Der Firmemn­
habenst stellvertr. VOfSltzender des hess. ArbeItgeberverbandes Metall. Seit dem 17. 9. 1973 ISt sIe 
bel der Fa. Tewes beschäftigt. Zuvor hatte sIe Siemens mIt der Begründung abgeWIesen: »Wir haben 
genug geltungsbedürftige Junge Mädchen.« (vgl. ran, Nr. 12/'973, S. 14) - In der Llt. wurde vor 
Inkrafttreten des § 78a ern grundsätzlicher Anspruch der Jugendvertreter aufWeIterbeschäftigung 
nach dem Ende der Ausbildung bejaht von H. P. Benöhr, Ausbildungsverhältnrs und Jugendvertre­
tung, rn: NJW '973, S. 1778 ff. u. (mIt and. Begründung) H. Euler/U. Mückenberger, Der gesetz­
liche Schutz von Jugendvertretern - erne Lücke Im Gesetz, rn; ZRP '973, S. 260 H. (auch rn solida­
rrtät, Nr. 7/1973, S. 4 H.). 

29 HSt. v. '7. 1. 1974. 
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larer Firma Lei tz angestrengtes Verfahren endete mit ell1em von der DGB- 3 17 
Rechtsstelle Gießen und dem Arbeitgeberverband der mittelhessischen Metall-
industrie ausgehandelten Vergleich, wonach der nach Beendigung der Ausbil-
dung aus dem Unternehmen ausgeschiedene Jugendvertreter 2000,- DM 
erhält. 30 In einem von Euler und Mückenberger31 ohne Angabe von Ort und 
Firma berichteten Fall bot die beklagte Firma einem Jugendvertreter und 
Vertrauensmann der IG Metall eine Abfindung an, wenn er seine Klage zurück-
nehme. Als seine neue Firma von dem Prozeß erfuhr, drängte sie ihn, das 
Angebot anzunehmen. Da er noch keinen Kündigungsschutz hatte, fügte er 
sich, nahm die Abfindung an und zog seine Klage zurück. 

III. 

Da die Welle der unternehmerischen Disziplinierungsmagnahmen gegen junge 
betriebliche Interessenvertreter Anfang 1972 einsetzte, als gerade das neue 
BetrVG in Kraft getreten war, liegt es nahe, das Vorgehen der Unternehmer als 
Teil ihrer Bemühungen zur Unterlaufung bzw. restriktiven Handhabung dieses 
Gesetzes zu erklären. 32 Jedoch nicht nur, daß neben Jugendvertretern und 
jungen Betriebsratsmitgliedern auch aktive junge Gewerkschafter, die kein sol­
ches Amt hatten, betroffen waren, läßt diese Erklärung für sich allein 
genommen als nicht ausreichend erscheinen. Denn jene Disziplinierungswelle 
unterscheidet sich sowohl in ihrem Ausmaß als auch in der Intensität der durch 
sie provozierten Konflikte doch erheblich von den üblichen Querelen um den 
Umfang der Rechte des BetrVG. Wichtig für ihr Verständnis scheint die Tatsa­
che, dag seit einigen Jahren immer mehr Lehrlinge sowie junge Arbeiter und 
Angestellte »sich aktiv mit ihrer individuellen und gesellschaftlichen Situation 
auseinander(setzen)«33. Der Zustand der Berufsausbildung und die Notwendig­
keit ihrer Umstrukturierung wurden zum Gegenstand öffentlicher Kritik und 
politischer Konflikte.34 Es entstand eine »Lehrlingsbewegung«, die »augerhalb 
der Gewerkschaften mit durchaus gewerkschaftlichen und keineswegs radika­
len Forderungen begann«3s. Seit 1968 führten überall in der Bundesrepublik, 
teils mit Unterstützung der Gewerkschaften, Gruppen von Lehrlingen Aktio­
nen durch, in denen sie Mißstände in der beruflichen Ausbildung - wie etwa die 
weithin übliche Nichteinhaltung des Jugendarbeitsschutzgesetzes - anpranger­
ten und für Reformforderungen agitierten; es kam denn auch nicht selten zu 
Disziplinierungsmaßnahmen gegen kritische Lehrlinge. 36 Die »Lehrlingsbewe-

30 FR v. 17. I I. 1973. Der Betroffene fand anschließend In Wetzlar kell1en Arbeitsplatz und besucht 
1I1ZW1Schen eln GymnaSlum. 

31 Euler/Mückenberger, a. a. O. (Fn. 28), S. 260 f. 
32 Vgl. zur Einschätzung des BetrVG v. 1972 und der KonterstrategIe der Unternehmer R. Keßler, 

SOZIalliberale BetrIebsverfassung, In: O. Jacobl u. a. (Hrsg.), Gewerkschaften und Klassenkampf. 
KntIsches Jahrbuch '72, Frankfurt a. M. 1972, S. 104 H. Zu der Vielzahl Innerbetneblicher 
Konflikte und RechtsstreIte um den Umfang der Rechte des BetrVG vgl. W. Kuhn, Betnebsverfas­
sungsgesetz '74 In Theone und PraXIS, In: OTV-ArbeIter-Nachnchten, Nr. 5/1974, S. 2 f. 

33 D. Claessens u. a., SOZIalkunde der Bundesrepublik Deutschland, 6. Auflage, Düsseldorf/Köln 
1973, S. 402. 

34 Im hIer gegebenen Rahmen können die sozIOökonomlschen Ursachen dieser EntWIcklung nIcht 
näher behandelt werden, vgl. dazu (mIt weIteren NachweIsen) T. Blanke, FunktIOnswandel des 
Streiks Im SpätkapItalismus. Am BeIspIel des Lehrlingsstreikrechts, Frankfurt a. M. '1972, S. 42 H.; 
zum gegenwärtIgen Stand vgl. R. CruSIUS u. a. (Hrsg.), Berufsausbildung - Reformpolitik 1I1 der 
Sackgasse?, ReInbek 1974. 

35 H.-J. Haug/H. Maessen, Was wollen die Lehrlinge?, 2. Autlage, Frankturt a. M. 1972, S. 118. 
36 Vgl. Im eInzelnen Haug/Maessen, a. a. 0., S. 118 H. 
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3 I8 gung« blieb nicht ohne Einflug auf die gewerkschaftliche Jugend- und Bildungs­
arbeit. 37 So kam es in letzter Zeit zu einer Reihe von den Gewerkschaften 
organisierter Kampagnen und Aktionen, insbesondere zum Jugendarbeits­
schutz, die massive Reaktionen der Unternehmer und ihrer Verbände hervor­
riefen.38 

Ein Resultat der Intensivierung der gewerkschaftlichen Jugendarbeit ist, dag, so 
die Angaben des IG Metall-Vorstandsmitglieds Georg Benz, nach Inkrafttreten 
des neuen BetrVG Anfang 1972 die Zahl der Betriebe mit Jugendvertretungen 
von 2836 im Jahre 1971 um fast 40 Prozent auf 3945 gesteigert wurde; die Zahl 
der Jugendvertreter, die ganz überwiegend gewerkschaftlich organisiert sind, 
verdoppelte sich fast und liegt bei annähernd 10000.39 Man kann annehmen, 
dag zum grogen Teil politisch engagierte und in der »Lehrlingsbewegung« 
aktive Jugendliche in die Jugendvertretungen und auch in die Betriebsräte 
gewählt wurden. Wenn auch die Einflugmöglichkeiten dieser institutionellen 
Vertretungsorgane gering sim140 und insbesondere die Jugendvertretung keine 
eigenen Mitbestimmungsrechte hat, sondern nur über den Betriebsrat aktiv 
werden kann, so ist doch die Mitgliedschaft in einem solchen Organ eine Basis 
für die Propagierung und Vertretung gewerkschaftlicher Politik im Betrieb. Die 
Legitimation durch den Wahlakt - die Wahlbeteiligung bei Jugendvertreter­
wahlen liegt im Durchschnitt bei über 70 Prozent41 - verleiht kritischen Äuge­
rungen, gerade auch in der öffentlichkeit, ein stärkeres Gewicht. 
Die Disziplinierungswelle ist also durchaus auch Reaktion auf das neue BetrVG 
und gehört so in den Kontext der dagegen gerichteten allgemeinen Konterstra­
tegie der Unternehmer. Ihr Ausmag und ihre Intensität erklären sich jedoch 
erst dadurch, dag zahlreiche aktive junge Gewerkschafter in die neu konstitu­
ierten und mit erweiterten Rechten ausgestatteten Organe kamen und diese als 
Operationsbasis für eine konsequente Interessenpolitik zu nutzen versuch­
ten. 

IV. 

Die Diszi plinierungswelle gegen junge betriebliche Interessenvertreter und 
Gewerkschafter provozierte eine breite, von der Gewerkschaftsjugend getra­
gene Protestbewegung. Unter dem Motto »Von den Kollegen gewählt - von 
den Bossen gefeuert« fand eine ganze Reihe von Demonstrationen und Kund­
gebungen statt, zu denen die DGB-Jugend aufgerufen hatte. Zielrichtung dieser 
Aktionen war es zum einen, so Dieter Hooge, der Landesjugendsekretär des 
DGB-Hessen, zu zeigen, »dag es sich bei den Unternehmern in unserer Gesell­
schaft nicht um die Partner der Lohnabhängigen, sondern um ihre Gegner 
handelt. Zum anderen soll [ ... ] Dampf gegen die Repressionen der Unter-
nehmer organisiert werden [ ... ], um unseren betrieblichen Interessenvertre-
tern den Rücken zu stärken.,,42 

37 Vgl. O. Todtenbergl A. Ploog, Du gehörst Dir und nIcht den Bossen, Frankfurt a. M. 1971, S. 125; 
Gewerkschaftliche Jugendbildung (Rahmenkonzeption), Frankfurt a. M. 1973, 5.64 H. 

38 Z. B. die "AktlOn Rote Zange« der IG Metall, vgl. GewerkschaftsspIegel, N r. 19-20/1973, S. J2 f. 
39 Nach Metall Pressedienst, v. 25.10.1973 (XXIII93); vgl. auch U. Grünewald, EmpIrIsche 

Bestandsaufnahme der \X/irksamkelt InstitutIOneller Mitbestimmungsorgane, 111: CruslUS u. a. 
(Hrsg.), a. a. O. (Fn. 34), S. 156 H. 

40 Vgl. näher Keßler, a. a. O. (Fn. )2); W. Däubler, Das Grundrecht auf Mitbestllnmung, Frankfurt 
a. M. 1973, S. 14 ff. 

41 Grünewald, a. a. O. (Fn. 39), S. 163. 
42 Hooge, a. a. O. (Fn. 19)' S. 8. 
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In zahlreichen Briefen von Jugendvertretungen, Resolutionen mehrerer Einzel- 319 
gewerkschaften, des DGB und politischer Jugendgruppen sowie in vielen Reden 
auf öffentlichen Kundgebungen wurde der Gesetzgeber aufgefordert, einen 
"Kündigungsschutz« für junge betriebliche Interessenvertreter zu verabschie-
den, d. h. deren Weiterbeschäftigung nach dem Ende der Ausbildung zu sichern, 
um sie so vor Repressalien der Unternehmer zu schützen. 43 Führende Gewerk­
schaftsfunktionäre äußerten die Befürchtung, ohne einen effektiven gesetzli-
chen Schutz würden, aus Angst vor beruflichen Nachteilen, viele Auszubil-
dende es ablehnen, bei den im Mai I974 fälligen Jugendvertreterwahlen zu 
kandidieren.44 

Die Unternehmerverbände reagierten auf die gewerkschaftlichen Aktionen 
und die dabei erhobenen Forderungen mit massiver Gegenpropaganda. Der 
DGB operiere mit falschen und irreführenden Behauptungen, die ausschließlich 
den Zweck hätten, den Gesetzgeber unter Druck zu setzen. "Nur in ganz 
wenigen Fällen« seien Jugendvertreter nicht übernommen worden; der DGB 
bausche Einzelfälle auf. 45 Die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberver­
bände sprach sich dagegen aus, "allein aufgrund der DGB-Behauptungen das 
gerade erst erlassene Betriebsverfassungsgesetz zu ändern«46. Eine gesetzliche 
Verpflichtung, Jugendvertreter nach Beendigung der Ausbildungszeit ins 
Arbeitsverhältnis zu übernehmen, verstoße "gegen die grundgesetzlich 
geschützte Vertragsfreiheit«. Ferner gerate eine solche übernahmeverpflich­
tung "in einen direkten Widerspruch zum Berufsbildungsgesetz«, wonach jede 
Abmachung über die spätere Beschäftigung unwirksam sei. 47 Schließlich ver­
stoße eine übernahmeverpflichtung gegen "den wesentlichen Grundsatz des 
Betriebsverfassungsgesetzes«, nach dem niemand wegen Ausübung eines Amtes 
begünstigt werden dürfe. Der Rechtsschutz für Jugendvertreter sei durch den 
besonderen Kündigungsschutz und das Verbot, in der beruflichen Entwicklung 
benachteiligt zu werden, bereits hinreichend gewährleistet. 48 

V. 

Am 6. I2. I973 verabschiedete der Bundestag mit großer Mehrheit das "Gesetz 
zum Schutz in Ausbildung befindlicher Mitglieder von Betriebsverfassungsor­
ganen«49. Der Bundesrat stimmte am 20. I2. I973 zu. Zuvor hatten eine 
Gruppe von CDU/CSU-Abgeordneten (Müller, Katzer, Blüm u. a.) und die 
Fraktionen der SPD und der FDP Gesetzentwürfe eingebracht. 50 In der 

43 Vgl. H. Langguth, Von den Bossen gefeuert, m: express, Nr. 8/1973, S. 8. Näheres zu den Novel­
Iierungsvorschlägen des DGB s. u. Außerdem wurde, und WIrd, u. a. von der DGB-Jugend, gefor­
dert, Jugendvertreter und Betnebsratsmltglieder während der AmtszeIt vom Wehr- und Ersatz­
dienst zurückzustellen; denn m zahlreIchen Fällen waren Junge betnebliche Interessenvertreter 
während ihrer AmtszeIt emgezogen worden, vgl. konkret, Nr. 29/1973, S. 1 r. "Wir haben schon 
mehrfach den Verdacht geäußert, daß es SIch hIerbeI um Absprachen ZWIschen KreIswehrersatzäm­
tern und Unternehmern handelt.« [Hooge, a. a. O. (Fn. '9), S. 7J 

44 Z. B. G. Benz, nach Metall Pressedienst, v. 4. 10. '973 (XXII168). 
4S Vgl. FR v. 5.4. '973; Offenbach-Post, v. 9.10. '973; Die ZeIt, Nr. 331r973. 
46 Süddeutsche ZeItung, v. 20. 7 '973. 
47 § 5 Berufsbildungsgesetz, der nach dem schriftlichen Bencht des Bundestagsausschusses für ArbeIt 

(ZIt. 111 H. Haase u. a., Berufsbildungsgesetz, Köln '974, S. 93) "die EntschlußfreiheIt des Auszu­
bildenden SIchern« soll, WIrd hIer m ell1e Unternehmerschutzvorschrift umgedeutet. 

48 Kurz-Nachnchten-Dienst der BDA, Nr. 46, v. 12.7. '973, S. 1 f. Ähnliche Stellungnahmen gaben 
reglOnale und lokale ArbeItgeberverbände ab, vgl. z. B. FR v. 26. 7. '973; Darmstädter Echo, v. 
10.8. '973. 

49 Vgl. Fn. I. 

so Vgl. BT-Drucksachen 7/1 163 (Entwurf der CDU/CSU-Abgeordneten) u. 7/1 '70 (SPD/FDP-Ent­
wurf). 
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J 2 0 Bundestagsdebatte am 6. r 2. r 973 gingen die Vertreter aller Parteien davon 
aus, daß die Unternehmer die damals bestehende Rechtslage zur Maßregelung 
kritischer Jugendvertreter benutzt hätten, und bekundeten einhellig die Not­
wendigkeit eines besseren Schutzes für Jugendvertreter, damit diese "ihr Amt 
unabhängig und ohne Furcht vor nachteiligen Folgen, insbesondere im Hinblick 
auf den Bestand ihres Arbeitsverhältnisses und ihrer beruflichen Entwicklung, 
ausüben können«51. Auseinandersetzungen gab es nur darüber, wer denn nun 
als erster die Initiative für eine gesetzliche Regelung ergriffen habe. 
Der nunmehr in das BetrVG eingefügte § 78a52 verpflichtet den Arbeitgeber, 
Mitgliedern der Jugendvertretung oder des Betriebsrats, die in einem Ausbil­
dungsverhältnis stehen, drei Monate vor Beendigung des Ausbildungsverhält­
nisses schriftlich Mi tteilung zu machen, wenn er sie nicht anschließend in ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis übernehmen will (Abs. r). Verlangt ein auszubil­
dendes Jugendvertretungs- oder Betriebsratsmitglied innerhalb der letzten drei 
Monate vor Beendigung des Ausbildungsverhältnisses schriftlich vom Arbeitge­
ber die Weiterbeschäftigung, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit 
als begründet (Abs. 2). Das gilt auch, wenn das Ausbildungsverhältnis innerhalb 

eines Jahres nach Beendigung der Amtszeit der Jugendvertretung oder des 
Betriebsrats endet (Abs. 3)' Nach Abs. 4 kann der Arbeitgeber bis spätestens 
zwei Wochen nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses beim Arbeitsge­
richt beantragen, festzustellen, daß ein Arbeitsverhältnis nicht begründet wird 
(Ziff. r), oder das bereits begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen (Ziff. 2), 
»wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksich­
tigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht zugemutet werden kann«. 
Die Absätze 2 bis 4 finden unabhängig davon Anwendung, ob der Arbeitgeber 
seiner Mitteilungspflicht nachgekommen ist (Abs. 5). 

VI. 

Bei dem vorstehend abgedruckten Beschluß des Arbeitsgerichts Heilbronn geht 
es um einen der problematischen Punkte dieser Vorschrift. Sie enthält nämlich 
hinsichtlich der Rechtslage in dem Zeitraum, der zwischen der Weigerung des 
Unternehmers liegt, einen Auszubildenden in ein unbefristetes Arbeitsverhält­

nis zu übernehmen, und der endgültigen Entscheidung dieser Frage durch das 
Gericht keine ausdrückliche Regelung.53 So ist es zu verstehen, daß Dieter 
Hooge, der Landesjugendsekretär des DGB-Hessen, nach der Verabschiedung 

des Gesetzes durch den Bundestag erklärte, die Gesetzesänderung bringe 
Rechtsunsicherheit und weitere Gefährdung für junge betriebliche Interessen­
vertreter: Wolle der Arbeitgeber auch in Zukunft einen ihm unangenehmen 

Interessenvertreter nach der Ausbildung nicht weiterbeschäftigen, könne er den 

Betroffenen bis zur endgültigen Entscheidung des Arbeitsgerichts aus dem 
Betrieb entfernen; erfahrungsgemäß werde es Jahre dauern, bis ein unliebsamer 
Jugendvertreter wieder eingestellt werden müsse, meistens sei dann seine Amts­
zeit abgelaufen. 54 Der Berichterstatter des zuständigen Bundestagsausschusses 

51 MdB Urbamak (SPD), BT, 7. Wahlp., S. 421 I. 

52 Die endgültige Fassung hatte der Bundestagsausschuß für Arbeit und SozIalordnung (BT-Druck­
sache 71 I 334) auf der Grundlage des SPD/FDP-Entwurfs formuliert. 

53 Vgl. H. P Montz, Das WeiterbeschäftIgungsgebot des § 78a BetrVG und seme Wirkung für die 
Jugendvertretung und ihre Mitglieder, m: Der Betneb, Nr. 2,/'974, S. 1016 ff. (,0'7). 

54 Extra-Dienst, Nr. 100, v. 14. 12. '973, S. 23 f. 
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sah hierin offenbar kein Problem: »Die Auflösung des auf Verlangen des 3 2 I 

Auszubildenden begründeten Arbeitsverhältnisses kann erst mit Rechtskraft 
des Beschlusses des Arbeitsgerichts wirksam werden. Eine entsprechende aus-
drückliche Regelung im Gesetz erschien dem Ausschuß entbehrlich.«55 
Soll der proklamierte Schutz der jungen betrieblichen Interessenvertreter nicht 
völlig leerlaufen, so muß aus der durch das schriftliche Verlangen des Auszubil­
denden mit der Beendigung des Ausbildungsverhältnisses eintretenden Fiktion 
des Vertragsschlusses gefolgert werden, daß der Betroffene bis zur Rechtskraft 
einer vom Arbeitgeber nach § 78a herbeigeführten Entscheidung nicht nur im 
Amt bleibt, sondern auch bis zur Rechtskraft weiterzubeschäftigen ist und einen 
Anspruch auf Lohnzahlung hat. 56 Daß diese dem vom Gesetz intendierten 
Schutz der jungen betrieblichen Interessenvertreter einzig gerecht werdende 
Auslegung sich nicht ohne Widerstände durchsetzen wird, zeigt der Beschluß 
des Arbeitsgerichts Heilbronn. Der die Firma Läpple vertretende Arbeitgeber­
verband meint, ein Arbeitsvertrag zwischen der Firma und dem Jugendver­
treter sei nicht zustande gekommen, weil die Firma vor dem Ende des Ausbil­
dungsverhältnisses einen Antrag nach § 78a Abs. 4 Ziff. I an das Arbeitsgericht 
gerichtet habe (s. o. unter 1. der Entscheidungsgründe). Es wird also unterstellt, 
daß dieser Antrag einen Suspensiveffekt hat, mithin also die Fiktion des 
Vertragsschlusses hemmt. Die von Dieter Hooge geäußerten Befürchtungen 
wären bei dieser Interpretation des Gesetzes vollauf berechtigt. 
Das Arbeitsgericht Heilbronn weist zwar im Ergebnis für den vorliegenden Fall 
die Argumentation der Antragsgegnerin zurück, jedoch mit einer sehr merk­
würdigen Begründung. Die Ausführungen unter 11.2.b) der Entscheidungs­
gründe lassen nämlich darauf schließen, daß das Gericht für den Fall, daß der 
Feststellungsantrag des Arbeitgebers nach § 78a Abs. 4 Ziff. I beim Gericht 
eingeht, bevor die Erklärung des Auszubildenden, er verlange seine Weiterbe­
schäftigung, beim Arbeitgeber eingeht, einen Suspensiveffekt des Feststellungs­
antrags bejaht.57 Denn nur weil es im entschiedenen Fall umgekehrt war, also 
die Erklärung des Jugendvertreters bei der Firma einging, bevor der Feststel­
lungsantrag der Firma das Gericht erreichte, kam nach Ansicht des Gerichts 
hier ein Feststellungsantrag nicht mehr in Betracht und konnte entgegen der 
Argumentation der Antragsgegnerin ein Arbeitsverhältnis als durch die Erklä­
rung »bereits begründet« angesehen werden. Die breite Erörterung, wann ein 
Feststellungsantrag in Betracht kommt, und wann nur noch ein Auflösungsan­
trag nach § 78a Abs. 4 Ziff. 2 möglich ist, hat doch - in diesem Verfahren war 
ja nicht über einen solchen Antrag zu entscheiden - nur Sinn, wenn die Frage 
für die Entscheidung über das Recht des Antragstellers auf Zugang zum Betrieb 
von Bedeutung ist. Das Gericht sagt zwar nicht ausdrücklich, wie es entschieden 
hätte, wenn nach seiner Ansicht noch ein Feststellungsantrag in Betracht 
gekommen wäre. Bejahte es aber nicht in einem solchen Fall einen Suspensivef­
fekt des Antrags, so hätte es in den Entscheidungsgründen nur auszuführen 
brauchen, durch das Verlangen des Jugendvertreters sei mit dem Ende des 
Ausbildungsverhältnisses ein Arbeitsverhältnis begründet worden, woraus fol­
ge, daß er als Jugendvertreter im Amt bleibe und ihm die Wahrnehmung dieses 

55 BT-Drucksache 7/1334, S. 3. 
56 Vgl. ArbeItshilfe für Jugendvertreter, hrsg. v. der IG Metall, Frankfurt a. M. '974, S. 40; Arbem­

hilfen für Jugendvertreter, hrsg. v. DGB, Düsseldorf 1973, S. 25; Schwedes, a. a. O. (Fn. 4), S. I I; 

Montz, a. a. O. (Fn. 53)' S. 10 I 8; allgemeIn zum arbeItsvertraglichen Anspruch auf Beschäfllgung 
vgl. G. Schaub, Arbellsrechtshandbuch, München '972, S. 428 H., mIt welle ren NachweIsen. 

S7 SO wIrd die Argumentauon des Genchts auch von Montz, a. a. O. (Fn. 53), S. 1017, verstanden. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1974-3-309
Generiert durch IP '3.133.144.195', am 15.08.2024, 08:51:35.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1974-3-309


322 Amtes ermöglicht werden müsse; ob und wann der Arbeitgeber einen Antrag 
nach § 78a Abs. 4 gestellt habe, sei hierauf ohne Einfluß. 
Nähme man einen Suspensiveffekt des Feststellungsantrags an, mit der Folge, 
daß die durch die Erklärung des Auszubildenden, er verlange seine Weiterbe­
schäftigung, bewirkte Fiktion des Vertragsschlmses gehemmt wird, wäre der 
ganze § 78a ziemlich nutzlos. Denn dann hätten es die Unternehmer in der 
Hand, Jugendvertreter und junge Betriebsratsmitglieder nach dem Ende ihrer 
Ausbildung erst einmal aus dem Betrieb zu entfernen; die Mitgliedschaft in 
Jugendvertretung oder Betriebsrat würde erlöschen. Die Betroffenen müßten 
dann darauf warten, daß der Antrag des Arbeitgebers rechtskräftig abgewiesen 
wird, und wohl zwischenzeitlich zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts ein 
anderes Arbeitsverhältnis eingehen. Die Unternehmer könnten so Fakten 
schaffen, die nachher nur schwer wieder rückgängig zu machen sind; gerade 
dies wurde ja an der alten Rechtslage kritisiert. Daß nach dem Arbeitsgericht 
Heilbronn ein Feststellungsantrag mit Suspensivwirkung nur möglich ist, wenn 
nicht zuvor die Erklärung des Auszubildenden beim Arbeitgeber eingetroffen 
ist, macht die Sache nicht besser. Einmal abgesehen davon, daß die bislang 
vorhandene Literatur im Gegensatz zu dem Gericht den Feststellungsantrag bis 
zur Beendigung des Ausbildungsverhältnisses und den Auflösungsantrag erst 
danach (innerhalb von zwei Wochen) für möglich hält,58 käme es nach der 
Ansicht des Gerichts letztlich darauf an, welche Seite schneller ist. Darin liegt 
ein erheblicher Unsicherheitsfaktor; zudem läßt sich der Beginn der Dreimo­
natsfrist nach § 78a Abs. 2 nicht auf den Tag genau festlegen. 59 »Schon aus 
Gründen der Rechtssicherheit aber kann der zufällige zeitliche Ablauf von 
AntragsteIlung und Erklärung nicht zu der Folge führen, daß durch den Fest­
stellungsantrag die überleitung des Ausbildungsverhältnisses in ein Arbeitsver­
hältnis gehemmt wird. Auch sieht das Gesetz einen Suspensiv effekt der Antrag­
steIlung gerade nicht vor.«60 

VII. 

Die »einstweilige Anordnung«, die das Arbeitsgericht Heilbronn schließlich 
erließ, nachdem der Vorsitzende in der mündlichen Verhandlung vergeblich 
versucht hatte, die Parteien zu einem Vergleich zu bewegen,61 bleibt in einem 
Punkt hinter dem gestellten Antrag zurück: Sie gewährt dem Antragsteller 
Zugang zum und Aufenthalt im Werk, soweit seine Aufgaben als Jugendver­
treter dies erfordern, während beantragt war, ihm dies generell, zu den jeweils 
üblichen Arbeitszeiten zu gestatten. 
Wie bereits erwähnt, besteht darüber hinaus sogar eine Verpflichtung des 
Arbeitgebers, den Auszubildenden bis zu einer rechtskräftigen Entscheidung im 
Verfahren nach § 78a Abs. 4 weiterzubeschäftigen. Die Wahrnehmung des 

SB Montz, a. a. 0., 5.1018; W Thlele, Schutz der In Ausbildung befindlichen Mitglieder von 
Betnebsverfassungsorganen, 111: Blätter für Steuerrecht, SOZIalversIcherung und ArbeItsrecht, Nr. 
,2/'974, S. '77 H. (181); ArbeItshilfe für Jugendvertreter, a. a. O. (Fn. 56), S. 39. 

59 Vgl. ArbeItshilfe .. , a. a. 0., S. 38. 
60 Montz, a. a. O. (Fn. 53), S. 10 I 7 (= Kntik am Beschluß des Arbeltsgenchts Heilbronn). So, ohne 

das Problem näher zu behandeln, 1111 Ergeb111s auch M. Wollenschläger, Gesetz zum Schutz 111 

Ausbildung befindlicher Mitglieder von Betnebsverfassungsorganen, In: NJW '974, S. 935 f. (936). 
Falls das Gencht dem Feststellungsantrag entspncht, gelten nach Montz, a. a. 0., S. 1018, "für die 
Zelt ZWIschen Beendigung des Ausbildungsverhält111sses und rechtskräftIger EntscheIdung des Gl'­
nchts die Grundsätze zum faktIschen Arbeltsverhält111s«. 

61 Vgl. 1m eInzelnen HSt. v. 2. 2. '974. 
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Jugendvertreter- oder Betriebsratsamts ist bei einer Trennung vom Betrieb mit 323 
nur gelegentlichem Zugangsrecht sehr erschwert. Betriebliche Interessenyertre-
ter bedürfen des ständigen Kontakts mit ihren Kollegen, der zumindest ein 
generelles Zugangs recht erfordert und am ehesten bei Weiterbeschäftigung bis 
zur Rechtskraft sichergestellt ist.62 Verweigert der Arbeitgeber diese, so kann 
ihn der Auszubildende »durch eine einstweilige Verfügung zur Weiterbeschäfti-
gung verpflichten lassen«63. In dem Verfahren vor dem Arbeitsgericht Heil-
bronn hatte der Antragsteller allerdings Weiterbeschäftigung nicht verlangt, 
weil sein Prozeßbevollmächtigter aufgrund eines früheren Verfahrens davon 
ausging, der Vorsitzende der I. Kammer lehne den Beschäftigungsanspruch des 
Arbei tnehmers ab. 64 

Obwohl der Antragsteller mehr hätte verlangen können, bekam er weniger als 
beantragt zugesprochen. Die einstweilige Anordnung des Gerichts ist eine typi­
sche Kompromißformel, die je nach Interessenlage sehr verschieden interpre­
tierbar ist; so mußte denn auch Näheres »ggf. ergänzenden Anordnungen vorbe­
halten bleiben« (am Ende der Entscheidungsgründe). Mit einer derartigen 
Entscheidung war bereits der Keim zur weiteren Eskalation des Konflikts um 
den Jugendvertreter Lukas gelegt. Als dieser unter Berufung auf die einstweilige 
Anordnung das Werk betreten wollte, wurde ihm auf Anweisung der Geschäfts­
leitung der Zutritt verboten. Lukas ging trotzdem hinein. Als er dies ein zweites 
Mal tat und sich dann im Betriebsratsbüro aufhielt, forderte ihn der Personalchef 
auf, hinauszugehen. Da Lukas sich weigerte, sperrte ihn der Personalchef für 
kurze Zeit im Büro ein. Beide Seiten kündigten Strafanzeigen an, wegen Haus­
friedensbruchs einerseits, Freiheitsberaubung andererseits.65 Am 8. 2. 1974 
beantragte die Firma Läpple, dem Jugendvertreter durch einstweilige Verfü­
gung zu untersagen, das Betriebsgelände ohne Zustimmung der Geschäftslei­
tung zu betreten. Begründung: dessen Aufenthalt im Betrieb sei rechtswidrig. 
Der Beschluß vom I. 2. 1974 sei nicht vollstreckbar66 und auch nicht rechtskr:if­
tig. In der mündlichen Verhandlung am 14.2.197467 betonte der Vorsitzende, 
die einstweilige Verfügung vom I. 2. 1974 sei sehr wohl vollstreckbar, auch 
wenn - wie dann am 1 5. 2. 1974 geschehen - die Firma gegen den Beschluß 
Beschwerde einlege. Jedoch habe Lukas nicht zur Selbsthilfe greifen dürfen, 
sondern »hätte sich an das Gericht wenden müssen«. Als Lukas schließlich 
erklärte, er werde künftig das Betriebsgelände nur mit dem Einverständnis des 
Haushcrrn oder aufgrund eines durch gerichtliche Beugestrafe erzwungenen 
Einverständnisses betreten, zog die firma ihren Antrag auf einstweilige Verfü­
gung zurück. Eine Vereinbarung über die Modalitäten des Zutrittsrechts kam 
trotz der Bemühungen des Gerichts in der mündlichen Verhandlung nicht mehr 
zustande. Wenige Tage später wurde eine vorläufige Einigung dahingehend 
erzielt, daß - bis zur Entscheidung des Landesarbeitsgerichts über die von der 
Firma Läpple gegen den Beschluß vom I. 2. 1974 eingelegte Beschwerde - der 
Jugendvertreter an drei Tagen in der Woche unbehindert seine Aufgaben wahr-

62 So Im Ergebl1ls auch, In direkter Abgrenzung Will Beschluß des Arbeltsgenchts Heilbronn, Montz, 
a. a. O. (Fn. 53), S. 10 I 8. 

6] ArbeItshilfe für Jugendvertreter, a. a. O. (Fn. 56), S. 40; ebd. WIrd dem Arbeitgeber die Möglich­
keit eIngeräumt, SIch durch cillstweilige Verfügung von der Welterbeschäfttgungspflicht befreIen 
zu lassen, wobeI die Lohnzahlungsptlicht bestehen bliebe. 

64 So Rechtssekretär L. KindereIt 1Il elllem Schreiben v. 4. 2. 1974 an die HSt. 
6S HSt. v. 7 2.1974. 
66 Gegen die Erteilung der Vollstreckungsklausel für die elllstweilige Anordnung halle die Firma arn 

6. 2. 1974 Ennnerung eIngelegt. Begründung: Nach ständiger Rechtsprechung selen eInstweilige 
Anordnungen Im ßeschlußverfahren zwar möglich, aber meht vollstreckbar. 

67 Vgl. HSt. v. 15.2.1974; RNZ v. 15. 2.1974. 
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324 nehmen kann. Die Einigung enthielt die Einschränkung, daß in den ersten 14 
Tagen Lukas zunächst nur der Aufenthalt im Betriebsratsbüro und dann auch 
Rundgänge im Betrieb zusammen mit einem Betriebsratsmitglied gestattet sein 
sollen.68 

Am I I. 3.1974 endete der Konflikt um den Jugendvertreter Lukas mit einem 
außergerichtlichen Vergleich. Unter Aufrechterhaltung der gegenseitigen 
Rechtsstandpunkte vereinbarten die Prozeßbeteiligten, dag Lukas zum 
3 I. 3· 1974 aus der Firma Läpple ausscheidet und daß diese ihm 20 000,- DM 
als »angemessene Entschädigung« zahlen wird. Die Beteiligten der anhängigen 
Rechtsstreite verpt1ichteten sich, die Klagen bzw. Rechtsmittel umgehend 
zurückzunehmen. 69 Bis Ende März 1974 war es Lukas nicht gelungen, 
einen Arbeitsplatz zu bekommen. Sieben Firmen hatten ihn mit direkten oder 
indirekten Hinweisen auf die Presseberichte abgelehnt. Die 46,80 DM Arbeits­
losengeld, die er pro Woche erhielt, wurden nach der Ausbildungsvergütung 
berechnet. 70 

An diesem Kont1iktverlauf zeigt sich, wie gering der Schutzeffekt des § 78a ist, 
wenn nicht die Weiterbeschäftigung bis zur Rechtskraft der Entscheidung über 
den Feststellungsantrag durchgesetzt werden kann. So verschaffte sich die 
Firma Läpple durch restriktive Interpretation bzw. Nichtanerkennung der vom 
Gericht erlassenen Kompromißformel eine gute Ausgangsposition für die Ver­
gleichsverhandlungen, bei denen für Lukas eine mit 20000,- DM versüßte 
Niederlage herauskam. Da die 3. Kammer des Arbeitsgerichts Heilbronn Lukas 
unabhängig von § 78a einen Anspruch auf übernahme in ein Arbeitsverh~iltnis 
zuerkannt hätte,71 mußte die Firma dami t rechnen, dag ihr Feststellungsantrag 
nach § 78a zumindest in der ersten Instanz abgewiesen worden wäre und alles 
daransetzen, Lukas durch augergerichtliche Einigung endgültig loszuwerden. 
Dies wurde ihr noch dadurch erleichtert, dag sich Lukas nicht auf eine solida­
risch hinter ihm stehende Belegschaft stützen konnte und so allein auf den 
Klageweg setzen mufhe. Nicht nur wandte sich mehr als ein Drittel der Auszu­
bildenden in einer Unterschriftenaktion gegen die Jugendvertretung, sondern 
auch die älteren Kollegen standen dem Kont1ikt zum großen Teil verständnislos 
gegenüber. 72 über irgendwelche Aktionen der Belegscl1aft oder auch nur der 
Auszubildenden mit dem Ziel, daß Lukas im Betrieb bleiben kann, berichtet 
die den Konflikt ansonsten breit behandelnde lokale und regionale Presse 
nichts. 

VIII. 

Das Vorgehen der Firma Läpple und des sie vertretenden Arbeitgeberver­
bandes macht deutlich, wie sehr den Unternehmern an einer restriktiven Inter­
pretation des § 78a gelegen ist. 72a Dabei werden sie begünstigt durch die »Schwä-

68 RNZ V. 22. 7 '974; HSt. v. 23. 2. '974. 
69 HSt. v. '4. 3. '974; StZ v. '4. 3· '974· 
70 So Lukas m emem InterVIew, HSt. v. 30. 3. '974. 
71 Vgl. o. bel Fn. 29. 
72 Vgl. HSt. v. '5.2. '974; RNZ v. '5.2. '974. 
72a Es kann kaum überraschen, daß mittlerweile auch schon m emer führenden FachzeItschrift die 

Verfassungswldngkelt des § 78a behauptet worden Ist: H.-P Müller, Ubernahme emes m Ausbil­
dung befindlichen Mitglieds emes Betnebsverfassungsorgans m em ArbeitsverhältnIs kraft Geset­
zes, m: Der Betneb, Nr. }2/' 974, S. '526 H. l'\~ch AnSicht Müllers erhalten die Auszubildenden 
»emen nIcht gerechtfertigten Vorteil«, so daß Art. 3 GG verletzt sei. »Durch die undifferenzlCrte 
FiktIOn emes ArbeitsverhältnIsses auf unbestimmte Zelt erfolgt Jedoch vor allem eme Uberslche­
rung [. .) zu Lasten berechtigter Interessen des Arbeitgebers, die gegen den verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der VerhältnIsmäßigkeIt verstößt.« Das ergebe Sich aus Art. 2 Abs. , GG (a. a. 0., 
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ehen« der Novellierung, die den DGB, der an sich das Gesetz als Erfolg der 325 

Aktionen der Gewerkschaftsjugend begrüßte, zu der Feststellung veranlaßten, 
»daß die Zielvorstellungen des Gesetzgebers im Gesetzeswortlaut nur unzurei~ 
chenden Ausdruck gefunden haben« 73. Der DGB hätte der erfolgten Ergän~ 
zung des BetrVG eine Novellierung des Berufsbildungsgesetzes vorgezogen, die 
klarstellt, daß Ausbildungsverhältnisse grundsätzlich Arbeitsverhältnisse 
besonderer Art sind, für die dann der gleiche Kündigungsschutz wie bei 
sonstigen Arbeitsverhältnissen gelten würde; Jugendvertreter sollten, entspre-
chend dem Kündigungsschutz für Betriebsräte, auf jeden Fall noch ein Jahr 
nach Beendigung ihrer Amtszeit in ihrem Ausbildungsbetrieb arbeiten kön-
nen. 74 Da eine Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (u. a. wegen der 
Zuständigkeit mehrerer Bundesministerien) kurzfristig nicht möglich gewesen 
wäre, jedenfalls nicht vor den im Mai I 974 fälligen Jugendvertreterwahlen, ließ 
sich der DGB auf die Diskussion um die Ergänzung des BetrVG (hierfür hat das 
Bundesarbeitsministerium die Federführung) ein. In seiner Kritik am 
SPD/FDP-Entwurf stellte der DGB fest, cs sei unsicher, ob in der Zcit zwischen 
der Weigerung des Arbeitgebers, einen Auszubildenden in ein unbefristetes 
Arbeitsverhältnis zu übernehmen, und der Entscheidung des Gerichts der 
Auszubildende weiterbeschäftigt werden muß oder nicht. ,>Der DGB hält es für 
unerläßlich, daß für diesen Zeitraum das Gesetz die Weiterbeschäftigung des 
Auszubildenden durch den Arbeitgeber zwingend vorschreibt.« 7S Der Beschluß 
des Arbeitsgerichts Heilbronn und der weitere Verlauf des Konflikts sind ein 
anschauliches Beispiel dafür, wie sich das Fehlen einer ausdrücklichen Regelung 
dieser Frage praktisch auswirkt. 76 

In seiner Kritik am SPD/FDP~Entwurf benannte der DGB einen wejteren 
problematischen Punkt, der auch noch in der schließlich verabschiedeten 
Fassung enthalten ist. Die Zumutbarkeitsklausel, jetzt in § 78a Abs. 4, sei "ZU 

verschwommen und schafft somit einerseits eine Rechtsunsicherheit und bezieht 
sich andererseits nur auf die Berücksichtigung der Interessen des Arbeitgebers«. 
Der DGB forderte stattdessen eine ausdrückliche Bezugnahme auf § 626 BGB, 
»der einerseits eine erschöpfende Aufzählung von Umständen beinhaltet und 
andererseits eine größere Rechtssicherheit gibt«7s. Aber eine derartige erschöp­
fende Aufzählung enthält § 626 BGB keineswegs; allenfalls lassen sich aus der 
Rechtsprechung für einzelne Fallgruppen gewisse entscheidungsrelevante 
Gesichtspunkte herleiten. üb allein damit für die jungen betrieblichen Interes­
senvertreter viel an Rechtssicherheit gewonnen wäre, ist fraglich. Im übrigen 
entspricht ohnehin nach der bislang vorhandenen Literatur zu § 78a dessen 
Zumutbarkeitsklausel der des § 626 BGB,77 und die Interpreten streiten sich 

S. 1529). Diese ArgumentatIOn Ist em anschauliches BeIspIel für die SIch m jüngster Zut »mehr 
und mehr ausbreItende Grundgesetztheo!oglc" (J. Seifert, Grundgesetz und RestauratIOn, Darm­
staJt/Neuwled 1974, S. 12), die mflatIOnäre Verwendung der Verfassung Zur LegltllDlerung oder 
Diskreditlerung beliebIger politiScher Ziele. Gerade ,m BereIch des ArbeItsrechts gibt es kaum eInen 
Rcformansatz, der nIcht von den Unternehmerverbänden als verfassungswIdng qualifizlCrt WIrd, 
vgI. auch o. 1m Text bel Fn. 47; weItere BeIspIC!e bel G. Rose, Grundgesetz und die arbe,tsrecht­
liche PraXIS, 111: Die Neue Gesellschaft, Nr. 5/1974, S. 379 ff. 

7J DBC Nachnchten-Dienst, Nr. 424, v. 10. 12. 1973. 
74 Vgl. PrankfurterNeue Presse, v. 14.7 '973; Westdeutsche Allgeme1l1e ZeItung, v. 11. 7· 1973· 
75 solidantät, Nr. 12/1973, S. 23. 
76 So mutet die o. bel Pn. 55 zn. Außerung des Ausschußbenchterstatters, die Auflösung werde erst 

Illlt Rechtskraft WIrksam, eme ausdrückliche Regelung seI überflÜSSIg, recht seltsam an. Da eme 
entsprechende DifferenZIerung fehlt, war wohl damIt mcht nur die Ziff. 2 des § 78a Abs. 4 ge­
InelDt. 

77 Thlele, a. a. O. (Fn. 58), S. 180; Wollenschläger, a. a. O. (Fn. 60), S. 936; Schwedes, a. a. O. (Fn. 
4), S. I I; Montz, a. a. O. (Fn. 53), S. 1017; ArbeItShilfe für Jugendvertreter, a. a. O. (Fn. 56), 
S. 39 f. 
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326 bereits über die Einzelheiten7H • Der DGB wies in seiner Stellungnahme nach 
der Verabschiedung des Gesetzes durch den Bundestag darauf hin, das 
Vorgehen der UntenJehmer in der Vergangenheit habe gezeigt, daß sie »immer 
fadenscheinige Gründe finden, um aktive und kritische Jugendliche aus den 
Betrieben zu entfernen« 79, darunter, so wäre zu ergänzen, auch genügend 
solche Gründe, die versierte Verbandsjuristen als »wichtige« im Sinne des § 626 
BGB deklarieren werden. 
Das besagt nicht, daß der neue § 78a völlig wirkungslos w;üe. Immerhin sind 
seit semem Inkrafttreten kaum noch Fälle der Nichtweiterbeschäftigung junger 
betrieblicher Interessenvertreter bekannt geworden; man kann dies wohl nicht 
allein als direkte Folge der gewerkschaftlichen Aktionen ansehen. So ist es 
durchaus nicht falsch, wenn es in der DGB-Zeitschrift »solidarität« heißt, § 78a 
verhindere, »daß Unternehmer weiterhin Jugendvertreter und junge Betriebs­
ratsmitglieder nach Ende ihrer Ausbildungszeit einfach auf die Straße 
setzen«80. Denn so einfach wie vor der Novellierung geht das nun nicht 
mehr; hat der Jugendliche seine Weiterbeschäftigung verlangt, so muß der 
Unternehmer seinerseits klagen, um die endgültige übernahme in ein Arbeits­
verhältnis zu verhindern, und hat auch die Beweislast für die Umstände, auf die 
er die Nichtzumutbarkeit stützt. Hl Vor allem für Jugendvertreter und junge 
Betriebsratsmitglieder in Betrieben, in denen es eine kamptbereite Belegschaft, 
die solidarisch hinter ihren Interessenvertretcrn steht dies ist imme, noch der 
sicherste Schutz gegen Repressionen der Unternehmcr - nicht oder erst in 
Ansätzen gibt, ist der durch § 78a bewirkte Schutz nicht gcring zu achten, 
vorausgesetzt allerdings, daß der Anspruch auf Weiterbeschäftigung bis zur 
Rechtskraft anerkannt ist, und daß die Zumutbarkeitsklausel nicht zum bloßen 
Einfallstor für das Untcrnehmerinteresse an »lZuhe im Betrieb« verkommt. 
Die oben erwähnten erstinstanzlichen Urteile, die bereits vor Inkrafttreten des 
§ 78a einen Weiterbeschäftigungsanspruch bejahten, sowie eine Reihe weiterer 
fortschrittlicher Entscheidungen aus den letzten Jahren, etwa zu Kündigungen 
von Jugendlichen wegen kritischer MeinungsäußerungenH2 oder zum LehrJings­
streikrecht83 lassen die Einschätzung zu, daß jedenfalls bei einem Teil der 
Arbeitsgerichte die Chancen für junge betriebliche Interessenvertreter in Ver­
fahren nach § 78a nicht schlecht stehen. Andererseits ist zu erwarten, daß die 
höheren Instanzen, besonders das Bundesarbeitsgericht, die Zumutbarkeits­
klausel zugunsten der Untcrnehmer extensiv interpretieren werden, vor allem 
wenn Koalitions- und Meinungsfreiheit der Jugendlichen betroffen sind. R4 Wie 
sich die Rechtsprechung zu § 78a im einzelnen entwickeln wird, hängt weniger 
davon ab, ob nun ausdrücklich auf § 626 BGB Bezug genommen ist oder nicht, 

78 Z. B. darüber, ob da, Verh;;ltllls zu den übrigen Auszubildenden eme Rolle spielen kann, vgl. 
1v1ontz, ebd., eInerseIts u. Sclnvedes, ebd., andererseits. 

79 DGR Kachnchten-Dlenst, a. a. O. (Fn. 73)' 
BO solidantät, Nr. r/2, 1974, S. 6; vgl. auch ran, Nr. 2/1974, 5.2. 
81 Nicht durch § 78a erfa!.\t smd aktive Junge Gewerkschafter 1m Betneb, die mcht Mitglied eines 

Betnebsverfassungsorgans smd, WIe etwa Vertrauensleute und Mitglieder gewerkschaftlicher 
Jugendausschüsse. Um auch SIe gegen RepreSSIOnen der Unternehmer zu schützen, wären die 
WeIterbeschäftIgung SIchernde tarifvertragliche Regelungen erforderlich, vgl. G. Rose, Bald Hilfe 
für Jugendvertreter?, m: InformatIOnsdienst Gewerkschaftspresse, Nr. 100, v. 9.7. 1973, S. I H. 
(4)· Für Jugendvertreter und Junge Betnebsratsmltglieder, die gleIchzeItIg eme gewerkschaftliche 
FunktIon ausüben, würden solche Regelungen dann ebenfalls gelten. Zu überlegen wäre, mWIewelt 
die WeIterbeschäftIgung gewerkschaftlich aktIver Auszubildender durch die MitbestImmung des 
Betnebsrats nach den §§ 99, 95 erreIcht werden kann. 

82 Z. B. ArbG Wetzlar, KJ Nr. 1/1973, S. 94 H. 
83 ArbG Solingen, KJ Nr. 4/1971, S. 441 H., Anm. Blanke. 
84 Vgl. z. B. die restriktIve Sicht der MemungsfreiheIt m BAG KJ Nr. 41r972, S. 409 H., Anm. 

Ladeur. 
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als vielmehr von den gesellschaftlichen Kräfteverh;iltnissen, wobei es von 327 
besonderer Bedeutung ist, ob und inwieweit ein öffentliches Meinungsklima 
besteht, das die Legitimität einer an konsequenter Interessenvertretung orien-
tierten gewerkschaftlichen Jugendarbei t im Betrieb anerkennt. 

Razner Keßler 

Beschluß des Landgerichts I tzehoe vom 13· Juli 1973 

In der Familienrechtssache 
betr. die Kinder 
1. L. L., geb. am 22. November 1965, 2. J. L., geb. am 16. September 1968, 
Mutter und BeschwerdeJührerzn: Frau K., geschiedene L. 
Vater: Ticfbauarbeiter L. 
hat die 4. Zivilkammer des Landgerichts Itzehoe auf die Beschwerde der Mutter 
vom 16. April 1973 gegen die Beschlüsse des Amtsgerichts Itzehoe vom 17. J a­
nuarund 1I. April 1973 am 13. Juli 1973 beschlossen: 

Die angefochtenen Beschlüsse werden aufgehoben. 
Die Befugnis des Vaters, mit den Kindern persönlich zu verkehren, wird für die 
Dauer seiner Strafhaft ausgeschlossen. 
Die Entscheidung ergeht gerichts gebührenfrei. Außergerichtliche Kosten sind 
nicht zu erstatten. 

Gründe 

Aus der rechtskräftig geschiedenen Ehe der Eltern sind die eingangs genannten 
Kinder hervorgegangen, für die durch Beschluß des Amtsgerichts Itzehoe vom 
17. August 1970 der Mutter die elterliche Gewalt übertragen worden ist. Mit 
Beschluß vom 17.Januar 1973, auf den im übrigen verwiesen wird (BI. 7/8 
d. A.), hat das Amtsgericht angeordnet, daß der Vater für die Dauer seiner 
Strafhaft die Befugnis habe, die Kinder einmal während seines jeweiligen 
Urlaubs von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr bei sich zu haben. Mit Beschluß vom 
I I. April 1973 (Leseabsehrift BI. I I d. A.) hat das Amtsgericht ferner der 
Mutter für den Fall, daß sie die Kinder trotz vorheriger rechtzeitiger Benach­
richtigung nicht an den Vater herausgebe, eine Ordnungsstrafe von 100,- DM 
angedroht. 
Die Mutter hat inzwischen wieder geheiratet und lebt mit ihrer Familie in der 
früheren ehelichen Wohnung. Der Stiefvater möchte nach den Angaben des 
Vaters anläßlich seiner Rücksprache mit dem Berichterstatter am 22. Juni 1973 
die Kinder adoptieren, wozu der Vater nach seiner Erklärung sofort seine 
Einwilligung erteilen würde, wenn er von jeglicher Unterhaltungsverpflichtung 
freigestellt würde. Der Vater ist erheblich vorbestraft. Er verbüßt zur Zeit in 
der Justizvollzugsanstalt Neumünster eine Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jah­
ren und sechs Monaten, zu der er durch Urteil des Landgerichts Itzehoe vom 
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